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Band 9. Zwei deutsche Staaten, 1961-1989 
Zwei Staaten, eine Nation (28. Oktober 1969)  
 
 
 
In seiner ersten Regierungserklärung greift Bundeskanzler Willy Brandt das Problem der  
Teilung Deutschlands auf und leitet eine neue Phase der Ost- und Deutschlandpolitik ein, die 
trotzdem weiterhin fest im atlantischen Bündnis verankert sei. Die Formel „zwei Staaten, eine 
Nation“ war der Beginn einer neuen Phase der Politik gegenüber der DDR und in der 
Normalisierung der Beziehungen zwischen den beiden deutschen Staaten. 
 

 
 
 
Regierungserklärung von Willy Brandt vom 28. Oktober 1969  
 
 
[ . . . ]  

Diese Regierung geht davon aus, daß die Fragen, die sich für das deutsche Volk aus dem 
Zweiten Weltkrieg und aus dem nationalen Verrat durch das Hitlerregime ergeben haben, 
abschließend nur in einer europäischen Friedensordnung beantwortet werden können. Niemand 
kann uns jedoch ausreden, daß die Deutschen ein Recht auf Selbstbestimmung haben wie alle 
anderen Völker auch.  

Aufgabe der praktischen Politik in den jetzt vor uns liegenden Jahren ist es, die Einheit der 
Nation dadurch zu wahren, daß das Verhältnis zwischen den Teilen Deutschlands aus der 
gegenwärtigen Verkrampfung gelöst wird. Die Deutschen sind nicht nur durch ihre Sprache und 
ihre Geschichte – mit ihrem Glanz und ihrem Elend – verbunden; wir sind alle in Deutschland zu 
Haus. Wir haben auch noch gemeinsame Aufgaben und gemeinsame Verantwortung: für den 
Frieden unter uns und in Europa. 20 Jahre nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
und der DDR müssen wir ein weiteres Auseinanderleben der deutschen Nation verhindern, also 
versuchen, über ein geregeltes Nebeneinander zu einem Miteinander zu kommen. Dies ist nicht 
nur ein deutsches Interesse, denn es hat seine Bedeutung, auch für den Frieden in Europa und 
für das Ost-West-Verhältnis. Unsere und unserer Freunde Einstellung zu den internationalen 
Beziehungen der DDR hängt nicht zuletzt von der Haltung Ost-Berlins selbst ab. Im übrigen 
wollen wir unseren Landsleuten die Vorteile des internationalen Handels und Kulturaustausches 
nicht schmälern. 

Die Bundesregierung setzt die im Dezember 1966 durch Bundeskanzler Kiesinger und seine 
Regierung eingeleitete Politik fort und bietet dem Ministerrat der DDR erneut Verhandlungen 
beiderseits ohne Diskriminierung auf der Ebene der Regierungen an, die zu vertraglich 
vereinbarter Zusammenarbeit führen sollen. Eine völkerrechtliche Anerkennung der DDR durch 
die Bundesregierung kann nicht in Betracht kommen. Auch wenn zwei Staaten in Deutschland 
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existieren, sind sie doch füreinander nicht Ausland. Ihre Beziehungen zueinander können nur 
von besonderer Art sein.  

Anknüpfend an die Politik ihrer Vorgängerin, erklärt die Bundesregierung, daß die Bereitschaft 
zu verbindlichen Abkommen über den gegenseitigen Verzicht auf Anwendung oder Androhung 
von Gewalt auch gegenüber der DDR gilt. 

Die Bundesregierung wird den USA, Großbritannien und Frankreich raten, die eingeleiteten 
Besprechungen mit der Sowjetunion über die Erleichterung und Verbesserung der Lage 
Berlins mit Nachdruck fortzusetzen. Der Status der unter der besonderen Verantwortung der 
Vier Mächte stehenden Stadt Berlin muß unangetastet bleiben. Dies darf nicht daran hindern, 
Erleichterungen für den Verkehr in und nach Berlin zu suchen. Die Lebensfähigkeit Berlins 
werden wir weiterhin sichern. West-Berlin muß die Möglichkeit bekommen, zur Verbesserung 
der politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen der beiden Teile Deutschlands 
beizutragen. 

[ . . . ] 

Meine Damen und Herren, das Nordatlantische Bündnis, das sich in den 20 Jahren seiner 
Existenz bewährt hat, gewährleistet auch in Zukunft unsere Sicherheit. Sein fester 
Zusammenhalt ist die Voraussetzung für das solidarische Bemühen, zu einer Entspannung in 
Europa zu kommen. Welche der beiden Seiten der Sicherheitspolitik wir auch betrachten, ob es 
sich um unseren ernsten und nachhaltigen Versuch zur gleichzeitigen und gleichwertigen 
Rüstungsbegrenzung und Rüstungskontrolle handelt oder um die Gewährleistung 
ausreichender Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland: Unter beiden Aspekten begreift 
die Bundesregierung ihre Sicherheitspolitik als Politik des Gleichgewichts und der 
Friedenssicherung. Und ebenso versteht sie unter beiden Aspekten die äußere Sicherheit 
unseres Staates als eine Funktion des Bündnisses, dem wir angehören und als dessen Teil wir 
zum Gleichgewicht der Kräfte zwischen West und Ost beitragen. 

[ . . . ] 

Die Bundesregierung wird sich gemeinsam mit ihren Verbündeten konsequent für den Abbau 
der militärischen Konfrontation in Europa einsetzen. Sie wird zusammen mit ihnen auf 
gleichzeitige und ausgewogene Rüstungsbeschränkung und Truppenreduzierung in Ost und 
West hinwirken. 

[ . . . ] 

Unser nationales Interesse erlaubt es nicht, zwischen dem Westen und dem Osten zu stehen. 
Unser Land braucht die Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Westen und die 
Verständigung mit dem Osten. 

Aber auf diesem Hintergrund sage ich mit starker Betonung: Das deutsche Volk braucht den 
Frieden im vollen Sinne dieses Wortes auch mit den Völkern der Sowjetunion und allen Völkern 
des europäischen Ostens.  

Zu einem ehrlichen Versuch der Verständigung sind wir bereit, damit die Folgen des Unheils 
überwunden werden können, das eine verbrecherische Clique über Europa gebracht hat. 
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Dabei geben wir uns keinen trügerischen Hoffnungen hin: Interessen, Machtverhältnisse und 
gesellschaftliche Unterschiede sind weder dialektisch aufzulösen, noch dürfen sie vernebelt 
werden. Aber unsere Gesprächspartner müssen auch dies wissen: Das Recht auf 
Selbstbestimmung, wie es in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegt ist, gilt auch für 
das deutsche Volk.  

Dieses Recht und dieser Wille, es zu behaupten, können kein Verhandlungsgegenstand sein. 

Wir sind frei von Illusionen, zu glauben, das Werk der Versöhnung sei leicht oder schnell zu 
vollenden. Es handelt sich um einen Prozeß, aber es ist an der Zeit, diesen Prozeß 
voranzubringen.  
 
 
 
Quelle: Willy Brandt, „Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969“, 6. Deutscher Bundestag, 
Stenographische Berichte, Bd. 71, 5. Sitzung, S. 21, 31-32; auch abgedruckt in Bernhard 
Pollmann, Hg., Lesebuch zur deutschen Geschichte, Band 3, Vom deutschen Reich bis zur 
Gegenwart. Dortmund, 1984, S. 255-57.  

 


